
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bericht 

 
des Rechnungsprüfungsamts 

der Stadt Eschweiler 

 

über die Prüfung 
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1.  PRÜFUNGSAUFTRAG 
 
 
Entsprechend § 101 Abs. 8 GO NRW i.V. m. § 103 Abs. 1 Nr. 1 GO NRW obliegt der Rech-
nungsprüfung die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2014 unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts für das Haushaltsjahr vom  
1. Januar bis 31. Dezember 2014  
 
der Stadt Eschweiler 
 
nachfolgend auch Stadt genannt. 
 
Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Prüfungsbericht, der in Anlehnung 
an die Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen erstellt wur-
de. 



2.  GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 
 
2.1 Lage der Stadt 
 
2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung 
 
 
Im Jahresabschluss sowie Lagebericht wurden nach Auffassung der Rechnungsprüfung fol-
gende wesentlichen Aussagen zum Geschäftsverlauf und zur Lage der Stadt getroffen: 
 

 Die Ergebnisrechnung des Jahres 2014 schließt mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe 
von 3.192.167,67 €. Dieser Fehlbetrag stellt im Vergleich zur Haushaltsplanung 2014 

(Planfehlbetrag -10.404.850,00 €) eine Haushaltsverbesserung von 7.212.682,33 € 
dar. 
 

 Im Bereich der Steuern und ähnlichen Abgaben ergaben sich im Wesentlichen 
Veränderungen im Vergleich zum Haushaltsjahr 2013 bei der Gewerbesteuer (+ 6,34 
Mio. €) und dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer (+ 1,06 Mio. €). Im Ver-
gleich zur Haushaltsplanung wurde der Haushaltsansatz von 58.436.000,00 € mit 
rund + 6,20 Mio. € (+ 10,62 %) Mehrerträgen übertroffen. Die Erhöhung der Gewer-
besteuererträge war auf Gewerbesteuernachzahlungen im Jahr 2014 zurückzufüh-
ren.  
 

 Das Ergebnis bei den Zuwendungen und allgemeinen Umlagen verringerte sich 
um rund – 1,3 Mio. € gegenüber dem Vorjahr, lag jedoch mit rund + 2,80 Mio. € über 
dem Planansatz. Dieser Minderertrag im Vergleich zum Vorjahr ergab sich aufgrund 
der um rund – 2,63 Mio. € geringeren Schlüsselzuweisung (in 2013 schlugen sich die 
unerwarteten erheblichen Gewerbesteuernachzahlungen aus 2012 zuweisungsmin-
dernd nieder). Des Weiteren erhielt die Stadt Eschweiler in 2014 rund + 1,04 Mio. € 
mehr an Landeszuweisungen für die Betriebskosten der Kindergärten. Bei den Zu-
weisungen von übrigen Bereichen sind 1,80 Mio. € als rückzahlungspflichtige Zuwen-
dung für die energetische Sanierung des Rathauses verbucht. 
 

 Das erzielte Ergebnis der Position der sonstigen ordentlichen Erträge lag 
5.258.357,00 € über dem Vorjahresergebnis. Diese deutliche Steigerung im Jahres-
vergleich ergibt sich zum einen aus Verzinsungserträgen durch Gewerbesteuernach-
zahlungen (+ 3,02 Mio. €) und zum anderen aus Erträgen aus der Herabsetzung von 
Rückstellungen (+ 2,65 Mio. €). 
 

 Im Bereich der Finanzerträge ergaben sich gegenüber dem Vorjahr 1.019.519,52 € 
an Mindererträgen, die sich in der Hauptsache aus geringeren Gewinnanteilen und 
Dividenden der EWV GmbH (- 212 T€) und der Erstattung von Kapitalertragsteuer    
(- 955 T€) ergeben. Demgegenüber ist jedoch der anteilige Bilanzgewinn an der 
Sparkasse Aachen im Vergleich zu 2013 um + 113 T€ gestiegen. 
 

 Der Aufwandsdeckungsgrad beträgt 97,14 % gegenüber 95,78 % im Vorjahr und  
83,59 % im Jahr 2012. Diese Kennzahl zeigt an, zu welchem Anteil die ordentlichen 
Aufwendungen durch die ordentlichen Erträge gedeckt werden können. Sie trifft eine 
Aussage darüber, inwieweit im operativen Kernbereich der Gemeinde die Erträge 
ausreichen und lässt damit auch eine Aussage über die Wirtschaftlichkeit des Verwal-
tungshandelns zu. Das finanzielle Gleichgewicht wird durch eine vollständige De-
ckung erreicht. Die Kennzahl zeigt an, ob der Haushaltsausgleich bereits aus eigener 
Kraft mit dem ordentlichen Ergebnis erzielt werden kann. 

 



 Das Eigenkapital der Stadt beläuft sich nunmehr auf rd. 52,4 Mio. €. Dies entspricht 
einer Eigenkapitalquote I von 12,07 %, die Eigenkapitalquote II beläuft sich auf 36,9 
%. 
 

 Das Vermögen der Stadt Eschweiler besteht zu 96,7 % aus Anlagevermögen. Dies 
entspricht einem Wert von rd. 419,8 Mio. €, der Anlagendeckungsgrad II beträgt 
67,18 %. 

 
Auf Grund der Prüfung wird festgestellt: 
 
Die Aussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf der Stadt geben insge-
samt eine zutreffende Beurteilung der Lage der Stadt wieder.  



2.1.2 Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 
 
 
Im Lagebericht wurden nach unserer Auffassung folgende wesentliche Aussagen zur künfti-
gen Entwicklung und zu den Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung der Stadt  
Eschweiler getroffen.  
 

 Die Situation der finanziellen Ausstattung des Haushaltes der Stadt Eschweiler ist seit 
Jahren bekannt und in den jeweiligen Fortschreibungen der Haushaltssicherungs-
konzepte ausführlich erläutert und dargestellt. Grundsätzlich gelten die hier aufge-
zeigten Tendenzen auch weiterhin. Das Risiko einer drohenden Überschuldung be-
steht latent. 

 

 Die angespannte Finanzentwicklung zwingt die Stadt Eschweiler weiterhin zu einer 
kontinuierlichen Aufgabenkritik und einem konsequenten Sparen im laufenden sowie 
in den folgenden Haushaltsjahren. Es gilt Wege zu finden, wie durch eine dauerhafte 
Aufgaben- und somit Ausgabenveränderung eine nachhaltige Stärkung des Eigenka-
pitals und damit einhergehend eine Reduzierung der Liquiditätskredite erfolgen kann.  

 

 Die Stadt Eschweiler hat zum 01.01.2013 nach Abschluss eines sog. Rekommunali-
sierungsprozesses die bisher im Besitz der Fa. Schönmackers Umweltdienste GmbH 
& Co. KG befindlichen 49 %-ige Geschäftsanteile übernommen, sodass es sich nun-
mehr bei der WBE GmbH wieder um eine 100 %-ige Tochtergesellschaft der Stadt 
Eschweiler handelt. Für die übernommenen wirtschaftlichen Risiken leistete die Fa. 
Schönmackers Umweltdienste GmbH & Co. KG eine Schadenersatzzahlung an die 
Stadt Eschweiler, welche erfolgsneutral vereinnahmt wurde und für evtl. Verluste der 
WBE GmbH in den Folgejahren bis zum ursprünglichen Vertragsablauf vorgehalten 
werden muss. Gemäß der derzeitigen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft sowie des Eintritts der Stadt Eschweiler in die von der Fa. Schönmackers 
Umweltdienste GmbH & Co. KG bis zum 31.12.2012 gewährten Sicherungsinstru-
mente wird eine tatsächliche Überschuldung der WBE GmbH vermieden. 

 
Darüber hinaus wird zur Stabilisierung der Gesellschaft der nicht durch Eigenkapital 
gedeckte Fehlbetrag mittelfristig abgebaut. So hat die Stadt Eschweiler in Fortführung 
der Verfahrensweise des bisherigen Gesellschafters Fa. Schönmackers Umwelt-
dienste GmbH & Co. KG bereits für 2013 auf einen Teilbetrag in Höhe von 800 T€ 
und für 2014 auf einen Teilbetrag in Höhe von 1 Mio. € der mit einem Bilanzwert von 
1 € übernommenen Darlehensforderung bzw. der entstandenen Zinsen verzichtet. 
 
Weitere Verzichtserklärungen sollen in den kommenden Jahren sukzessive bis zum 
vollständigen Abbau der gewährten Gesellschafterdarlehen durch die Stadt Eschwei-
ler erteilt werden. 
 
Insbesondere durch die vorliegende Patronatserklärung kann das Risiko der Zah-
lungsunfähigkeit der WBE GmbH ausgeschlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 
 
3.1 Gegenstand der Prüfung 
 
 
Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung, des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes liegen in der Verantwortung des Bürgermeisters der Stadt. 
 
Aufgabe der Rechnungsprüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemäßen 
Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, der Inven-
tur, des Inventars sowie der örtlich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände 
und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Dazu hat die Rechnungsprüfung die Buchführung, die Inventur, das Inventar, die örtlich fest-
gelegte Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände, den Jahresabschluss zum  
31. Dezember 2014, bestehend aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung, den Teil-
rechnungen, der Bilanz sowie dem Anhang und den Lagebericht für das Haushaltsjahr vom  
1. Januar bis 31. Dezember 2014 der Stadt geprüft. Der Jahresabschluss wurde unter Beach-
tung der Vorschriften zur Rechnungslegung nach der GO NRW bzw. GemHVO NRW aufge-
stellt. 
 
Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrages wurde die Einhaltung der gesetzlichen Vor-
schriften und die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen 
über den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie die Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung geprüft. Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vor-
schriften sowie die Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtlicher 
Tatbestände, soweit sie nicht die Ordnungsmäßigkeit von Jahresabschluss und Lagebericht 
betreffen, nicht Gegenstand der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 



3.2         Art und Umfang der Prüfung 
 
 

Die Rechnungsprüfung hat die Prüfung nach §§ 101 und 103 GO NRW und dem risikoorien-
tierten Prüfungsansatz in Anlehnung an die Prüfungsleitlinien des Instituts der Rechnungsprü-
fer (IDR) vorgenommen. 
 
Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein hinrei-
chend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung, der Jahresab-
schluss und der Lagebericht frei von wesentlichen Fehlaussagen sind. 
 
Dem risikoorientierten Prüfungsansatz gemäß hat die Rechnungsprüfung eine am Risiko der 
Stadt ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt. Diese Prüfungsplanung wurde auf der 
Grundlage von analytischen Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung 
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems und des Risikomanagements er-
stellt. 
 
Darauf aufbauend wurde ein prüffeldbezogenes risikoorientiertes Prüfungsprogramm entwi-
ckelt, das auf der Grundlage der festgestellten prüffeldbezogenen Risikofaktoren unter Einbe-
ziehung der Beurteilung der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems der Stadt Schwerpunkte, Art und Umfang der Prüfungshandlungen festlegt. 
 
Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für die Bi-
lanzierung und der Angaben in Jahresabschluss und Lagebericht ein. Sie beinhaltet die Prü-
fung der angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und wesent-
liche Einschätzungen des Bürgermeisters und Kämmerers sowie eine Beurteilung der Ge-
samtaussage des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Gegenstand der Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Lageberichts waren die 
Vollständigkeit und die Plausibilität der Angaben. Die Angaben sind unter Berücksichtigung 
der während der Abschlussprüfung gewonnen Erkenntnisse beurteilt worden, ob sie in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss stehen, insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Stadt vermitteln und die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellen. 
 
Die Prüfung umfasst aussagebezogene einzelfallorientierte Prüfungshandlungen sowie Auf-
bau- und Funktionsprüfungen; die angewandten Verfahren zur Auswahl der risikoorientierten 
Prüfungshandlungen basieren auf einer bewussten Auswahl. 
 
Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen sowie der Einsatz der 
Mitarbeiter (und Sachverständigen) wurden im Hinblick auf diese Prüfungsschwerpunkte unter 
Berücksichtigung der Risikoeinschätzung sowie der Wesentlichkeit bestimmt. 
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der geprüfte und am 25.11.2014 mit dem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum 31. Dezember 2013 sowie der Lage-
bericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2013 der Stadt. 
 
Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden durch die Verwaltungsleitung erteilt. Der 
Bürgermeister hat die Vollständigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts am 
19.10.2015 schriftlich bestätigt. 



4.    Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 
 
 
4.1            Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
 
 
4.1.1 Buchführung und weiter geprüfte Unterlagen 
 
 
Nach den Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des NKF-Kontenrahmens 
erstellte und im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine klare und übersichtliche Ordnung 
des Buchungsstoffes. 
 
Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die Belege wur-
den ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich abgelegt. Die Zah-
len der Vorjahresbilanz wurden richtig im Berichtsjahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wur-
de aus der Buchführung zutreffend entwickelt und von der Stadt aufgestellt. 
 
Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem gewährleistet eine vollständige, rich-
tige und zeitnahe Erfassung, Verarbeitung und Aufzeichnung der Daten der Rechnungsle-
gung. 
 
Die Stadt hat gem. § 12 GemHVO NRW produktorientierte Ziele festgelegt sowie Kennzahlen 
zur Zielerreichung bestimmt. 
 
Bei der Prüfung wurden keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die von 
der Stadt getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Si-
cherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten. 
 
Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der Feststellung 
der Rechnungsprüfung den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden Satzungen und 
den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weiteren geprüften Unterlagen 
entnommenen Informationen führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung 
und Jahresabschluss. 
 



4.1.2 Jahresabschluss 
 
 
Die Bilanz, die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung sowie die Teilrechnungen sind den 
gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände und die 
Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten, die Bilanzierungshilfen und die Rechnungs-
abgrenzungsposten wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet, für erkennbare Risiken wurden 
Rückstellungen in ausreichendem Maße gebildet. 
 
Die Stadt hat gem. § 18 GemHVO zur Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit und Leistungsfähigkeit eine Kosten- und Leistungsrechnung aufgebaut. Die Er-
gebnisse der Kosten- und Leistungsrechnung sind teilweise als interne Leistungsbeziehungen 
in den Teilergebnisrechnungen gesondert ausgewiesen. 
 
Der Anhang enthält gem. § 44 GemHVO NRW die notwendigen Erläuterungen der Bilanz, der 
Ergebnisrechnung und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Stadt angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen Pflichtangaben. 
 
Die Rechnungsprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2014 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abge-
leitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden Satzungen und den 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen entspricht. 



4.1.3 Lagebericht 
 
 
Der vom Kämmerer aufgestellte und vom Bürgermeister bestätigte Lagebericht ist diesem 
Bericht als Anlage beigefügt. 
 
Der Lagebericht entspricht nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen den gesetz-
lichen Vorschriften. 
 
Die Prüfung ergab, dass der Lagebericht 
 

o mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht; 

o insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt; 
o die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellt und alle weite-

ren nach § 48 GemHVO NRW erforderlichen Angaben und Erläuterungen enthält. 
 
 
Der Rechnungsprüfung sind keine nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen Vorgän-
ge von besonderer Bedeutung bekannt geworden, über die zu berichten wäre. 



4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 
 
Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage. 
 
 
 
4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen 
 
 
Es wird auf die Angaben im Anhang der Stadt verwiesen. 
 
Die folgenden wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind im Hinblick auf die Beurteilung der 
Gesamtaussage des Jahresabschlusses besonders zu erwähnen: 
 
Mit dem 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetz (NKFWG) wurden u.a. diverse Bestimmungen der 
GO NRW und der GemHVO NRW geändert. Entsprechend Artikel 11 NKFWG sind die Än-
derungen der GO NRW und der GemHVO NRW ab dem Haushaltsjahr 2013 anzuwenden. 
Abweichend davon wurde zugelassen, dass die durch Artikel 1 bis 7 geänderten haushalts-
rechtlichen Vorschriften sowie die Überführung der Ausgleichsrücklage nach § 1 des Artikels 
8 erstmals auf den Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2012 angewendet werden können.  
 
Die Stadt Eschweiler hat von dem Wahlrecht nach Artikel 11 des Ersten Gesetzes zur Wei-
terentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements für Gemeinden und Gemein-
deverbände im Land Nordrhein-Westfalen (1. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – NKFWG) 
vom 18.09.2012 Gebrauch gemacht und die durch die Artikel 1 bis 7 geänderten haushalts-
rechtlichen Vorschriften erstmals auf den Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2012 ange-
wendet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



4.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen 
 
 
Über die im Anhang dargestellten und ausgeübten Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte 
hinaus hat die Stadt keine weiteren ausgeübt.  
 
Auf die diesbezüglichen Ausführungen im Anhang wird verwiesen.  



5.   Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 
 
 
Nach der Durchführung der Prüfung des als Anlage beigefügten Jahresabschlusses für das 
Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 und des Lageberichtes der Stadt zum 
31. Dezember 2014 kommt die Rechnungsprüfung zu folgendem Ergebnis: 
 
 
Es wird ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
 
 
 
"Bestätigungsvermerk der Rechnungsprüfung: 
 
Die Rechnungsprüfung hat den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Ergebnisrechnung, 
Finanzrechnung, Teilrechnungen und Anhang sowie den Lagebericht - der Stadt für das 
Haushaltsjahr 1. Januar bis 31. Dezember 2014 geprüft. In die Prüfung wurden die Buchfüh-
rung, die Inventur, das Inventar und die Übersicht der örtlich festgelegten Nutzungsdauern der 
Vermögensgegenstände einbezogen. Die Inventur, die Buchführung sowie die Aufstellung 
dieser Unterlagen nach den gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmun-
gen liegen in der Verantwortung des Bürgermeisters der Stadt. Die Aufgabe der Rechnungs-
prüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, der Inventur, des Inventars sowie der ört-
lich festgelegten Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände und über den Lagebericht ab-
zugeben. 
 
Die Jahresabschlussprüfung wurde nach § 101 Abs. 1 GO NRW und nach den Prüfungsleitli-
nien des Instituts der Rechnungsprüfer (IDR) vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu 
planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 
Finanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezoge-
nen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Inventar, Übersicht über 
örtlich festgelegte Restnutzungsdauern der Vermögensgegenstände, Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-
schätzungen des Bürgermeisters der Stadt sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. Die Rechnungsprüfung ist der Auffassung, dass 
die Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für die Beurteilung bildet. 
 
Die Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach der Beurteilung der Rechnungsprüfung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzen-
den Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt. 
 
 
 
 



Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. 
 
 
 
 
Eschweiler, den 19.11.2015     Rechnungsprüfung 
 
 
                      
 
 
 



6. Anlagen zum Prüfungsbericht 
 
      Jahresabschluss 2014 der Stadt Eschweiler nebst Anhang und Lagebericht 

 


